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Antragsteller*in: Hartmut Bäumer (KV Berlin-Pankow)

Änderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 60 bis 65:
es oft viel zu lange, solche Projekte zu realisieren, Investitionsmittel fließen nicht ab.
Das wollen wir ändern. Wir verschlanken die Verfahren durch Bündelung und schaffen
öffentliche Planungskapazitäten. Wir stärken auf allen Ebenen die Planungsbehörden
und zuständigen Gerichte. Besonders wichtige Projekte sollten durch eine
Einbeziehung des Parlaments beschleunigt werden.Zusammenführung
unterschiedlicher behördlicher Genehmigungen durch ein verpflichtendes
Projektmanagemnt. Dazu werden die vorhandenen Ansätze von "konzertrierten
Genehmigungen" auf alle zentralen Infrastrukturprojekte ausgedehnt und ein
Zeitmanagemnt mit behördeninternen Fristen eingeführt. Wir schaffen öffentliche
Planungskapazitäten. Wir stärken auf allen Ebenen die Planungsbehörden und
zuständigen Gerichte. . Auch die frühzeitige Einbindung der Bürger*innen vor Ort führt
in der Regel dazu, dass Projekte schneller und besser abgeschlossen werden können. 

Begründung

zur Textänderung: Die Forderung nach Halbierung der Planungszeiteen sollte durch
konkrete Maßnahmen unterlegt sein. Hierzu dient die Ausdehnung der sog.
Konzentrationswirkung von bestimmten Genehmigungsverfahren. Dies bedeutet, dass
ein,e verpflichtend einzusetzende,r Projektmanagerin, eine alle unterschiedlichen
Genehmigungsverfahren umfassende Endgenehmigung erteilt. Um von allen zu
beteiligendenden Behörden zeitnah Bescheide zu erhalten, können behördeninterne
Fristen gesetzt werden, bei deren Nichteinhaltung die Zustimmung als erteilt gilt. Mit
diesen Instrumenten sind ohne Einschränkung von Beteiligungsrechten der
Bürger*inne bereits von Behörden Zeiteinsparungen von mehr als 50% erreicht
worden.

Zum Streichungsantrag: Angesichts der vielen kontroversen politischen Debatten -
z.B.beim Kohleausstieg -ist nicht ersichtlich, wie eine Einbeziehung des Parlaments in
Einzelfallentscheidungen zur Beschleunigung beitragen kann. Noch wichtiger ist:
Parlamente steuern über allgemeine Gesetze und Rechtsverordnungen, die konkrete
Umsetzung bleibt im gewaltengeteilten Staat der Exekutive vorbehalten. Nur so ist
auch die Einbindung von Bürger*innen und zivilgesetzlichen Organisationen in die
konkrete Umsetzung gewährleistet. Wenn Bundesgesetze wie im Augenblick bei den
Corona Notfallmaßnahmen per Bundesgesetz erlassen werden, entfällt zugleich der
Rechtsschutz vor den Verwaltungsgerichten. Das Bundesverfassungsgericht wird dann
zur Erst- und Letztinstanz für Einzelmaßnahmen, für die es nicht geschaffen wurde und
auch nicht befähigt ist. Gesetzgeberische Einzelfallzuständigkeit sind auch im Hinblick
auf andere, aus Grüner Sicht höchst demokratifeindliche, Mehrheiten im Parlament
keineswegs begrüßenswert.
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weitere Antragsteller*innen

Sergey Lagodinsky (KV Berlin-Pankow); Dirk Jordan (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf);
Christof Rambke (KV Berlin-Kreisfrei); Cordelia Koch (KV Berlin-Pankow); Thomas Hess
(KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Peter Sellin (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Helga
Metzner (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Hans-Jürgen Kuhn (KV Berlin-Kreisfrei);
Michaele Schreyer (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Sybille Volkholz (KV Berlin-Mitte);
Bernhard Ziegler (KV Frankfurt-Oder); Marianne Birthler (KV Berlin-Mitte); Regine
Walch (KV Berlin-Charlottenburg/Wilmersdorf); Peter Lohauß (KV Berlin-Charlottenburg/
Wilmersdorf); Rudolf Blaga (KV Berlin-Reinickendorf); Jakob Jurczyk-Bäumer (KV Berlin-
Friedrichshain/Kreuzberg); David Braun (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Matthias
Dittmer (KV Berlin-Kreisfrei); Ulrike Cichon (KV Berlin-Pankow); Imma Hillerich (KV
Berlin-Kreisfrei); Reinhard Weißhuhn (KV Berlin-Pankow); Benedikt Lux (KV Berlin-
Steglitz/Zehlendorf)
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